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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Im Februar 2014 veröffentlichte die Schweizerische Koordinationsstelle für
Bildungsforschung (SKBF) den zweiten offiziellen Bildungsbericht – nach dem
Pilotbericht von 2006 und der ersten Ausgabe von 2010. Auftraggeberin dieses Berichts
waren Bund (SBFI) und Kantone (EDK). Der vorliegende Bildungsbericht beschrieb das
schweizerische Bildungswesen entlang aller Bildungsstufen und -typen und beurteilte
es anhand der drei Kriterien Effektivität, Effizienz und Equity (Chancengerechtigkeit).
Die Herausgeber betonten im Bericht, dass die Autorinnen und Autoren zwar Daten und
Informationen zusammentragen, jedoch keine Bewertung des Bildungssystems an sich
vornehmen und auch keine Massnahmen oder Empfehlungen bezüglich des
Bildungssystems vorschlagen, denn bekanntlich obliege die Steuerung des
Bildungssystems den Politikerinnen und Politikern.
Der Bericht lieferte auf über 300 Seiten Daten und Informationen zu so vielfältigen
Themen wie der Qualität der Lehrer- und Lehrerinnenausbildung, zur
Chancengerechtigkeit im internationalen Vergleich, zu den unterschiedlich hohen
kantonalen Maturitätsquoten, zur Anzahl an Masterabschlüssen sowie zum
Fachkräftemangel im MINT-Bereich. 1

BERICHT
DATUM: 11.02.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bildungsbericht 2018, im Auftrag von SBFI und EDK erstellt und von der SKBF
verfasst, folgt im Aufbau den vorangehenden Berichten aus den Jahren 2014 und 2010.
Er vermittelt Daten und Informationen zum gesamten Bildungswesen entlang von rund
500 Themen und ist vor allem ein Arbeitsinstrument für Bildungsfachleute und
-politikerinnen. 
Im Gegensatz zu den früheren Ausgaben wurde der Bericht 2018 in den Medien etwas
ausführlicher diskutiert. Einige Zeitungen sahen vor allem das steigende Bildungsniveau
– gemessen an den tertiären Bildungsabschlüssen – im Mittelpunkt des Interesses. Die
NZZ verwies dazu auf die Aussage von Stefan Wolter, Direktor der SKBF, wonach «nicht
nur immer mehr Personen einen tertiären Bildungsabschluss [haben], diese Abschlüsse
sind auf dem Arbeitsmarkt auch weiterhin gleich stark gefragt wie vor zwanzig Jahren».
Eine zentrale Erkenntnis, welche die Freude über das steigende Bildungsniveau etwas
schwächte, war die weiterhin bestehende Chancenungleichheit im Bildungswesen
hinsichtlich der Kinder und Jugendlichen aus bildungsfernen Schichten und/oder mit
Migrationshintergrund. Das Schulsystem schaffe es leider nach wie vor nicht, diese
herkunftsbedingten Defizite zu kompensieren, so die Aargauer Zeitung. Darauf
aufbauend wurde auch auf das noch immer unerreichte Ziel hingewiesen, dass 95
Prozent der Jugendlichen über einen Sek II-Abschluss (Maturität oder Lehre) verfügen
sollten, wobei auch hier die Jugendlichen mit Migrationshintergrund und/oder aus
bildungsfernen Schichten deutlich schlechter abschnitten als die anderen
Jugendlichen.
Ebenfalls aufgegriffen wurden die in den nächsten 10 bis 20 Jahren deutlich steigende
Anzahl an Schülerinnen und Schülern und der daraus resultierende höhere Bedarf an
Lehrkräften, die Herausforderungen der Digitalisierung, die kantonal unterschiedlichen
Aufnahmebedingungen für den Eintritt ins Gymnasium sowie die unterschiedlich hohen
Maturitätsquoten in den Kantonen. 2

BERICHT
DATUM: 19.06.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2020: Bildung und Forschung

Der Bereich Bildung und Forschung war in 2020 zum einen durch einige grössere
Bundesratsgeschäfte geprägt (BFI-Botschaft 2021-2024, EHB-Reform und die
Programme Erasmus+ und Horizon). Zum anderen hatte auch in diesem Themenfeld die
Corona-Pandemie Auswirkungen auf verschiedene Bereiche (temporäre Schliessung
der Schulen, erschwerte Lehrstellensuche, Suche nach Impfstoffen), die in anderen
Jahren naturgemäss weniger im Fokus standen.

In mehreren Sitzungen zwischen Juni und Dezember 2020 berieten die beiden Räte die
BFI-Botschaft für die nächsten vier Jahre. Das Ziel des Bundesrates blieb, wie in den
vergangenen Jahren auch, dass die Schweiz in Bildung, Forschung und Innovation

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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führend bleibt und die Chancen der Digitalisierung nutzt. Mit der in der Wintersession
erfolgten Verabschiedung des Geschäfts genehmigten die Räte rund CHF 28 Mrd. für so
verschiedene Gebiete wie die Berufsbildung, die Weiterbildung, den ETH-Bereich oder
auch für die Institutionen der Forschungsförderung. Zum Vergleich: Für die
vorangehende BFI-Periode 2017-2020 hatten die Räte rund CHF 26.4 Mrd. gesprochen.
Ein weiteres wichtiges Geschäft stellte auch das EHB-Gesetz dar. Mit dieser Vorlage
erhielt das ehemalige Eidgenössische Hochschulinstitut für Berufsbildung ein eigenes
Gesetz und den Status einer Hochschule. Das spezifische Profil der EHB – der Fokus auf
die Berufsbildung und die damit verbundene Ausrichtung auf die Arbeitswelt – wird
auch mit dem neuen Gesetz beibehalten.
Im Bereich der internationalen Beziehungen, und insbesondere der Beziehungen zur
EU, standen die beiden Programme Horizon Europe 2021-2027 und das
Nachfolgeprogramm von Erasmus+ im Mittelpunkt zahlreicher Debatten. Der
Bundesrat legte im Mai 2020 die Finanzierungsbotschaft für die Beteiligung am
Horizon-Paket 2021–2027 der EU vor. Neben dem Kernstück «Horizon Europe» umfasst
das Paket auch das Euratom-Programm, das Programm ITER (Fusionsforschung) und das
Digital Europe Programme. Der Bundesrat beantragte dafür insgesamt CHF 6.15 Mrd.
Ständerat und Nationalrat stimmten der Vorlage in der Herbst- respektive der
Wintersession zu. Die Frage der Assoziierung an die Nachfolge des
Austauschprogramms Erasmus+ (2014-2020) gestaltete sich etwas komplexer. Im Jahr
2020 berieten und beschlossen die Räte die Totalrevision des Gesetzes über die
internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Mit dem totalrevidierten
Gesetz wird die Umsetzung eigener Schweizer Förderprogramme mit der Assoziierung
an EU-Bildungsprogramme rechtlich gleichgestellt — bislang waren die Schweizer
Programme lediglich eine untergeordnete Möglichkeit. Das weitere Vorgehen in Sachen
Erasmus+ werde mit dem Gesetz aber nicht vorweggenommen; der Bundesrat werde
dem Parlament die Assoziierung an EU-Bildungsprogramme und deren Finanzierung
gegebenenfalls im Rahmen von separaten Vorlagen vorschlagen, erklärte der Bundesrat
und bestätigte dies auch noch einmal mit der Empfehlung zur Annahme des Postulats
der WBK-NR (Po. 20.3928), welches für 2021 eine Auslegeordnung bezüglich einer
möglichen Schweizer Assoziierung an internationale Programme im Bereich der
internationalen Zusammenarbeit und Mobilität für die Zeit nach Ende des Programms
Erasmus+ forderte. Im Rahmen der Debatte um die BFI-Botschaft 2021-2024 baten
mehrere Nationalrätinnen und Nationalräte den Bundesrat, rasch eine
Finanzierungsbotschaft zu Erasmus+ vorzulegen. Bildungsminister Parmelin wies dabei
mehrmals darauf hin, dass auf EU-Ebene noch technische und finanzielle Fragen zur
Nachfolgelösung von Erasmus+ offen seien; solange dies der Fall sei, könne die Schweiz
noch keine Botschaft vorlegen.

Die Covid-19-Krise zeitigte auch auf den Bildungs- und Forschungsbereich starke
Auswirkungen. So wurden aufgrund der Corona-Pandemie während der ersten Welle
sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen, Sekundarschulen,
Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen im Lande für circa acht Wochen
geschlossen. In der Folge lernten die Kinder, Jugendlichen und die Studierenden von zu
Hause aus. In den Medien wurde intensiv über das so genannte Homeschooling
berichtet, besonders interessiert waren die Medien an einer möglichen Überforderung
der Eltern und an einer leidenden Chancengerechtigkeit. Bald wurde der Ruf nach
Öffnung der Schulen laut, diesen erhörte der Bundesrat aber erst Mitte Mai 2020, als
die Schulen wieder geöffnet werden konnten. 
Auch auf die Berufsschulen hatte Covid-19 Einfluss. Für viele Jugendliche und junge
Erwachsene gestaltete sich die Suche nach einer Lehrstelle respektive nach einer Stelle
im Anschluss an die Ausbildung schwierig, was auch die Politik auf den Plan rief. Mit
einer Motion der WAK-SR (Mo. 20.3163) wurde der Bundesrat beauftragt, in
Koordination mit den Kantonen sowie den Organisationen der Arbeitswelt Massnahmen
zu ergreifen, damit die Lehrbetriebe trotz der Krise weiterhin Lernende beschäftigen
und anstellen können. Der Bund gründete daraufhin eine Task Force und betraute diese
mit der Aufgabe, die Situation in den Kantonen zu beobachten und, wenn nötig,
stabilisierend einzugreifen. Zudem ermöglichte er im Rahmen des Lockdowns
einerseits Lernenden den Zugang zu Kurzarbeit – so dass die Unternehmen nicht
gezwungen würden, die Lehrverträge zu kündigen – und ersetzte diese nach der
erfolgten Öffnung durch Kurzarbeit für Berufsbildnerinnen und Berufsbildner: Diese
sollten die Zeit, welche sie für die Ausbildung von Lernenden aufwendeten, als
Arbeitsausfall im Sinne von KAE anrechnen können.

Die Corona-Pandemie hatte auch einen gravierenden Einfluss auf die
Forschungslandschaft. Weltweit wurde 2020 intensiv an einem Impfstoff gegen Covid-
19 geforscht, auch unter Schweizer Beteiligung. Der SNF widmete der Corona-Pandemie
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ein eigenes NFP und vergab in dessen Rahmen CHF 18.6 Mio. für Forschungsprojekte.
Mit weiteren CHF 10 Mio. unterstützte er Forschungsprojekte, welche die
gesellschaftlichen und biomedizinischen Aspekte von Epidemien erforschen. 

Anteilsmässig bewegte sich die Zeitungsberichterstattung im Bereich Bildung und
Forschung in etwa auf demselben tiefen Niveau wie in den letzten Jahren und
entsprach einem Anteil von rund 2.5 Prozent an der gesamten Berichterstattung zur
Schweizer Politik. Was aber auffällt, ist ein im Bereich Grundschulen/Gymnasien
ansteigender Wert im März und ein Peak im April 2020, was auf den Corona-bedingten
Lockdown respektive auf die Berichterstattung über die Schliessung der Schulen
zurückgeführt werden kann. 3

Jahresrückblick 2022: Bildung und Forschung

Im Bereich der obligatorischen Schulen standen im Frühjahr 2022 die Diskussionen um
ukrainische Kinder im Zentrum des medialen Interesses. Aufgrund des Krieges in der
Ukraine waren insbesondere zahlreiche ukrainische Frauen und Kinder in die Schweiz
geflohen, weshalb sich die Frage stellte, wie diese Kinder sinnvoll in das Schweizer
Schulsystem integriert werden können. Diese Herausforderung fügte sich in einen
ohnehin vorherrschenden Mangel an Lehrpersonen ein, über welchen insbesondere
zum Schulstart im August debattiert wurde. Wie die Medien berichteten, mussten
zahlreiche Schulen auf bereits pensionierte Lehrkräfte, Studierende der PH oder auf
Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger zurückgreifen, um alle Stellen besetzen zu
können. Wie eine Studie des BFS allerdings zeigte, wird sich der Mangel an
Lehrpersonen in den nächsten Jahren wohl verringern, da insbesondere die Anzahl der
Neuabsolventinnen und Neuabsolventen der PH ansteige.

Der Themenbereich Forschung war geprägt von der Nicht-Teilnahme am EU-
Forschungsprogramm Horizon Europe und deren Auswirkungen auf die Schweizer
Forschungs- und Hochschullandschaft. In zahlreichen Voten im Parlament und in der
medialen Berichterstattung machte sich zunehmend Unmut über den Ausschluss der
Schweizer Forschung bemerkbar. Im Berichtsjahr wurden zahlreiche Vorstösse
eingereicht und behandelt, mit denen das Parlament einen Ausweg aus dieser
vertrackten Situation suchte. Eine Motion der APK-NR, die im Sommer 2022 vom
Nationalrat angenommen wurde, verlangte beispielsweise vom Bundesrat,
Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung für eine umgehende
Assoziierung der Schweiz als Drittland an die verschiedenen EU-Forschungsprogramme
aufzunehmen. Die WBK-NR hingegen forderte vom Bundesrat mehr Transparenz über
die Verwendung der Mittel des Horizon-Pakets 2021-2027. Als sich im Verlaufe des
Berichtsjahres immer stärker abzeichnete, dass die von der EU geforderten
institutionellen Fragen in den Beziehungen Schweiz–EU nicht mehr im laufenden Jahr
gelöst werden können, schloss die WBK-SR in Umsetzung zweier Standesinitiativen
(Pa.Iv. BS 21.328; Pa.Iv. BL 21.327) vor, einen befristeten Fonds für die finanzielle
Unterstützung der internationalen Forschungszusammenarbeit einzurichten. 
Die Häufung an Zeitungsartikeln über den Ausschluss aus Horizon, ersichtlich in
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse, führte – neben der intensivierten
Berichterstattung über die schliesslich an der Urne verworfenen Tierversuchs-Initiative
– im Januar 2022 zu einem medialen Peak: Der Bereich Bildung und Forschung machte
in diesem Monat etwas über 5 Prozent der gesamten Medienberichterstattung über die
Schweizer Politik aus, während er im Durchschnitt des Jahres 2022 bei knapp 3 Prozent
zu liegen kam. 
Erfolgreicher als bei Horizon Europe zeigte sich die Schweiz in anderen Bereichen der
Forschungszusammenarbeit: Bundesrat und Parlament sprachen sich im Jahr 2022 für
Teilnahmeverhandlungen mit der EU am Programm «Copernicus» – einem
satellitengestützten Erdbeobachtungsprogramm für umwelt- und sicherheitsrelevante
Daten – aus. Zudem hiess das Parlament auch den Beitritt zu sechs ERIC-
Forschungsinfrastrukturnetzwerken in den Bereichen Umweltwissenschaften, Life
Sciences und Gesundheit sowie Sozial- und Geisteswissenschaften gut. 

Im Bereich der Hochschulen wurde eine Debatte um die Anstellungsbedingungen und
die Karrieremöglichkeiten des Mittelbaus geführt. Auf Basis von zwei Petitionen
(21.2026 sowie 21.2051) reichte die WBK-NR im Frühjahr 2022 ein Postulat ein, mit
welchem sie eine Bestandsaufnahme zu den Themen Prekarität, Gleichstellung und
akademischer Nachwuchs beim Mittelbau der Schweizer Hochschulen forderte. Der
Nationalrat überwies das Postulat in der Sommersession 2022. 4

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Rückblick auf die 51. Legislatur: Bildung und Forschung

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Marco Ackermann und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Die Finanzierung sämtlicher Bereiche in Bildung, Forschung und Innovation wird alle
vier Jahre in der sogenannten BFI-Botschaft geregelt – so auch in der 51. Legislatur. Für
die Jahre 2021 bis 2024 sprach das Parlament insgesamt Mittel im Umfang von CHF 28.1
Mrd., zuvor hatte es die 14 Bundesbeschlüsse teilweise während drei Sessionen
beraten. Damit entpuppte sich die Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und
Innovation in den Jahren 2021-2024 auch zum am längsten debattierten Geschäft der
Legislatur im vorliegenden Themenbereich. 

Im Bereich der frühkindlichen Förderung bot ein vom Bundesrat verfasster Bericht zur
Politik der frühen Kindheit unter anderem den Anstoss zur Einreichung einer
Kommissionsinitiative, die eine dauerhafte Beteiligung des Bundes an den elterlichen
Kosten der ausserfamiliären Kinderbetreuung fordert. 

Während der 51. Legislatur wurden in den Medien verschiedene Diskussionen zur
obligatorischen Schule intensiv geführt. So gab während des Lockdowns in der Corona-
Pandemie etwa das für eine Zeit nötig gewordene Homeschooling oder die später
eingeführte Maskentragepflicht zu reden. Doch auch nach Ende der Pandemie standen
die Schulen vor grossen Herausforderungen: Nach Beginn des Ukraine-Kriegs stellte
sich die Frage zur Integration geflüchteter ukrainischer Kinder in das Schweizer
Schulsystem. Ab dem Jahr 2022 intensivierten sich die Diskussionen um den Mangel an
Lehrpersonen, was auch in politische Vorstösse – etwa bezüglich des Zugangs zum
Beruf oder zur Ausbildung – mündete. 

Neben Diskussionen um die obligatorische Schule wurden in den Medien auch
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Berufsbildung diskutiert. Mit dem
sogenannten EHB-Gesetz schuf der Bundesrat in der 51. Legislatur eine eigene
gesetzliche Grundlage für die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung. Aufgrund
des Widerstands des Ständerates nicht zustande kam hingegen die Titeläquivalenz für
die höhere Berufsbildung.

In den Bereichen Forschung und Hochschulen beschäftigte die Revision des ETH-
Gesetzes die Räte, mit der unter anderem Empfehlungen der Eidgenössischen
Finanzkontrolle zu generellen Aufsichtskompetenzen des ETH-Rates umgesetzt wurden.
Das Geschäft konnte schliesslich nach der Einigungskonferenz verabschiedet werden.
Ebenfalls ausführlich debattiert worden war die Finanzierungsbotschaft für die
Beteiligung am Horizon Paket 2021-2027 der EU – allerdings noch bevor es zum
Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen mit der EU kam. Nach
besagtem Verhandlungsabbruch und der Schweizer Zurückhaltung in Sachen
Kohäsionsmilliarde war es der Schweiz lediglich möglich, als nicht-assoziierter
Drittstaat an «Horizon Europe» teilzunehmen, worauf Bundesrat und Parlament
verschiedene Übergangsmassnahmen verabschiedeten. In Erfüllung zweier
Standesinitiativen gab der Bundesrat Ende 2022 ferner einen Entwurf zur Schaffung
eines Horizon-Fonds – ein befristeter Fonds für die finanzielle Unterstützung der
internationalen Forschungszusammenarbeit für die Zeit der Nicht-Assoziierung an
«Horizon Europe» – in die Vernehmlassung. Auch bleibt der Schweiz nach wie vor die
Assoziierung an Erasmus+ versagt.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

BERICHT
DATUM: 17.08.2023
MARLÈNE GERBER

Jahresrückblick 2023: Bildung und Forschung

Im Jahr 2023 war der Bereich Bildung und Forschung von keinem grösseren Ereignis
geprägt, es waren vielmehr verschiedene kleinere Debatten, die im Laufe des Jahres
inner- und ausserhalb des Parlaments geführt wurden. Dies zeigte sich auch in der
Medienberichterstattung (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse), wo sich kein
grösserer inhaltlicher Schwerpunkt feststellen lässt. Generell brachten die Medien dem
Themenbereich «Bildung und Forschung» im Vergleich zu den Vorjahren relativ wenig

BERICHT
DATUM: 31.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Interesse entgegen (vgl. Abbildung 2). Zweifellos wurden aber 2023 auch in diesem
Themenbereich wichtige Punkte debattiert.

Bei den Grundschulen, insbesondere auf Primarstufe, war der Lehrkräftemangel ein
wichtiges Thema. Wie bereits im Vorjahr waren auch im Frühling 2023 im Hinblick auf
das neue Schuljahr noch viele Stellen unbesetzt. Um diesem Problem auf den Grund zu
gehen, überwies das Parlament zwei Postulate, die einen Bericht zu den Gründen für
den Berufswechsel von Lehrpersonen und eine systematische Evaluation der
vergangenen und laufenden Schulreformen forderten. Eine weitere Motion, die
verlangte, dass Absolventinnen und Absolventen der Berufsmatura ohne
Aufnahmeprüfung zum Studium als Primarlehrerin oder Primarlehrer an der PH
zugelassen werden, scheiterte im Ständerat. Durch Annahme eines weiteren Postulats
ist der Bundesrat jedoch angehalten, die Zulassungsbedingungen zur PH zu überprüfen.

In der Berufsbildung verlangte eine viel beachtete Motion die Anpassung der Titel von
Abschlüssen: Durch die Einführung der sogenannten Titeläquivalenz durch die
Schaffung eines Professional Bachelor und Professional Master soll eine Aufwertung der
höheren Berufsbildung (HBB) im In- und Ausland erfolgen. Der Vorstoss scheiterte
jedoch im zweitberatenden Ständerat; befürchtet wurde eine Verwechslung mit den
akademischen Titeln der universitären Hochschulen. Jedoch wird der Bundesrat 2024
in Erfüllung zweier Motionen (Mo. 18.3392 und Mo. 18.3240) einen Entwurf in die
Vernehmlassung schicken, in dem die Titel «Professional Bachelor» und «Professional
Master» lediglich als Zusätze zu den bestehenden und geschützten
Berufsbezeichnungen eingeführt werden sollen, wie der Bundesrat im November 2023
in einem Bericht erklärte. Die neuen international verständlichen Titel sollen also nur
gemeinsam mit den eidgenössisch anerkannten HBB-Titeln getragen werden dürfen.

Bei den Beziehungen der Schweiz zur EU kam es im Berichtsjahr zu keiner
substanziellen Einigung (vgl. Jahresrückblick zur Aussenpolitik), daher bewegte sich
auch bei der von der Schweiz gewünschten Assoziierung an das Forschungsprogramm
Horizon nicht viel. Allerdings beschloss der Bundesrat für das Jahr 2023
Übergangsmassnahmen in der Höhe von CHF 625 Mio. für die Ausschreibungen des
Horizon-Pakets. Zudem legte die WBK-SR einen Vernehmlassungsentwurf für das
Horizon-Fonds-Gesetz vor, das zwei Basler Standesinitiativen umsetzen soll. Dieser
zeitlich befristete Fonds soll die finanziellen Mittel für die Schweizer Forschungsstätten
in der aktuellen Horizon-Programmperiode 2021–2027 besser sichern und die
Nachteile infolge der Nichtassoziierung der Schweiz möglichst kompensieren. 5

Hochschulen

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Adolf Ogi unter anderem die Erarbeitung eines neuen
Hochschulartikels in der Bundesverfassung, mit welchem für Bund und Kantone eine
gemeinsame und umfassende Hochschulpolitik – die Bündelung der Kräfte und der
optimale Einsatz der Ressourcen – ermöglicht werden soll. Zur Ausarbeitung des neuen
Hochschulartikels hatte der Bundesrat eine zweistufige Projektorganisation eingesetzt,
wie dies von einer Motion der ständerätlichen WBK verlangt worden war. Unter der
Leitung vom Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber, soll eine
Arbeitsgruppe bis März 2001 den Vernehmlassungsentwurf formulieren. An der
Jahrestagung der Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK) orientierte Kleiber über
die Ziele des neuen Artikels und unterstrich die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung
des Hochschulbereichs, um eine grössere Durchlässigkeit sowie gemeinsame
Steuerungsorgane schaffen zu können. Mittels gleicher Entwicklungschancen für alle
Hochschulen seien künftig die bestmöglichen Rahmenbedingungen für Forschende und
Lehrende zu sichern. Die Mittelzuteilung müsse nach Qualität und einheitlichen
Kriterien erfolgen, ohne die Autonomie der einzelnen Hochschulen zu verletzen. 6

BERICHT
DATUM: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat gab im September einen Entwurf zu einem neuen Hochschulartikel in
die Vernehmlassung, mit dem die gemeinsame Verantwortung von Bund und Kantonen
verdeutlicht sowie die FHS in die gleiche umfassende Politik wie die Universitäten
einschliesslich der ETH einbezogen werden sollen. Der neue Verfassungsartikel sieht die
Festlegung gemeinsamer Grundsätze von Bund und Kantonen unter anderem für die
Autonomie der Hochschulen, für den Zugang und die Anerkennung von Studiengängen

BERICHT
DATUM: 29.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



und -leistungen sowie für die Finanzierung vor. Ziel der Vorlage ist es, eine tragfähige
Verfassungsgrundlage für eine gesamtheitlich konzipierte und landesweit abgestimmte
Hochschulpolitik zu schaffen. Der Hochschulbereich soll als Einheit betrachtet werden,
die verschiedene Trägerschaften umfasst und als Ganzes handlungsfähig ist. 7

Im Vorjahr hatte der Bundesrat seinen Entwurf für einen neuen Hochschulartikel in der
Bundesverfassung in die Vernehmlassung gegeben. Darin sollen der Bund und die
Kantone verpflichtet werden, ihre Hochschulpolitik (einschliesslich der
Fachhochschulen) landesweit und partnerschaftlich aufeinander abzustimmen. Ziele
sind eine grössere Mobilität der Studierenden sowie eine engere Zusammenarbeit von
Wirtschaft und Wissenschaft. Die Parteien, die Wirtschaftsverbände und die
Betroffenen zeigten sich mit den Vorschlägen nur beschränkt zufrieden. Die
schlechtesten Noten erhielt der Entwurf von der SP. Sie bezeichnete ihn als „nicht
akzeptabel“ und verlangte vom Bundesrat eine Überarbeitung. Der grösste Mangel sei
die fehlende Idee einer gesamthaften Steuerung in der Hochschulpolitik. Zudem drücke
sich der Vorschlag um die Definition von klaren Schwerpunkten im universitären
Angebot. Die FDP äusserte sich zwar positiv zum grundsätzlichen Geist der Reform,
meinte aber, diese werde zu zögerlich angegangen. So sei das Problem der
Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen nicht gelöst. Bezüglich der Finanzierung
werde das Subsidiaritätsprinzip ignoriert. Auch die CVP bemängelte, dass die zentrale
Frage der Finanzierung weitgehend ausgeklammert werde. Am zufriedensten zeigte sich
die SVP. Sie begrüsste die allgemeine Stossrichtung und kritisierte lediglich die
vorgesehene begriffliche Gleichsetzung von Fachhochschulen und akademischen
Universitäten. Grundsätzliche Einwände erhob die Konferenz der Universitätsrektoren
(Crus). Sie fragte sich, ob wirklich schon kurz nach dem Inkrafttreten des revidierten
Universitätsförderungsgesetzes die Weichen für weitergehende Umgestaltungen zu
stellen seien. Ähnlich zurückhaltend äusserten sich mehrere Kantone, der
Wirtschaftsverband Economiesuisse, der ETH-Rat und die Konferenz der
Fachhochschulen. Kontrovers beurteilt wurde auch die Ausgestaltung des kooperativen
Föderalismus. Die Konstruktion einer gemeinsamen Zuständigkeit von Bund und
Kantonen wurde vom Kanton Waadt und der Crus verfassungsrechtlich angezweifelt.
Nach Kenntnisnahme der Vernehmlassungsergebnisse beauftragte der Bundesrat die
beiden involvierten Departemente (EDI und EVD), den Entwurf noch einmal gänzlich zu
überarbeiten. 8

BERICHT
DATUM: 01.06.2002
MARIANNE BENTELI

Die EDK konnte ihre Forderung nach einem „Masterplan“ für den postobligatorischen
Bildungsbereich konkretisieren. Zusammen mit den Kantonen und den zuständigen
Bundesorganen wurde im Frühjahr einer gemeinsamen Projektorganisation zugestimmt,
welche sich einerseits um die Realisierung der Kreditbotschaft für Bildung, Forschung
und Technologie (BFT) in den Jahren 2004-2007 (siehe unten, Forschung) und
andererseits um die am Ende dieser Periode abzuschliessende Rechtsetzung kümmern
solle. Laut EDK war es zentral, die in den Bereichen Berufsbildung, Fachhochschulen
und Universitäten zu erreichenden Ziele auch auf die vorhandenen Mittel auszurichten.
Dass die BFT-Botschaft des Bundesrats Ziele enthalte, die sich mit den bestehenden
Mitteln nicht realisieren liessen, hatte die EDK bereits im Winter 2002 beanstandet. An
zusätzlicher Brisanz gewann diese Kritik angesichts der im Sparpaket des Bundes
vorgesehenen Kürzungen auch im BFT-Bereich. 9

BERICHT
DATUM: 02.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

An einer Bildungstagung der FDP regte Bundesrat Couchepin an, dem Bund die
Zuständigkeit für die beiden ETH, die Forschung und neu für die Hochschulmedizin zu
überlassen. Die Kantone hingegen übernähmen die vollständige Verantwortung für die
Universitäten und die Fachhochschulen, welche sie ohne Bundesbeiträge finanzieren
müssten. Von diesen Reformen erhoffte sich Couchepin eine verbesserte Koordination
zwischen den Universitäten. Der Präsident der EDK äusserte sich ablehnend zu diesen
Ideen. Die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) reagierte mit der Forderung, die
Hochschulbildung auf Bundesebene in einem einzigen Departement anzusiedeln (die
Universitäten sind dem EDI, die Fachhochschulen dem EVD zugeordnet). Der Bund
müsse in Hochschulfragen endlich mehr Verantwortung übernehmen, aber in
Partnerschaft mit den Kantonen. Nötig sei nicht ein zentralistisches, dirigistisches
Organ, sondern eine nationale Leitung, die dem Bundesrat unterstellt sei und eine
gesamtschweizerische Planung erarbeite. 10

BERICHT
DATUM: 26.06.2004
MAGDALENA BERNATH
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Der ETH-Rat hat die Mechanismen für die Zusammenarbeit der ihm unterstellten
Institutionen (der beiden Hochschulen und der vier Forschungsanstalten) verstärkt. In
der Geschäftsordnung wurde das Kollegialprinzip festgeschrieben, wobei die
Sonderstellung des vollamtlichen Präsidenten bestehen bleibt. Ein neuer
Geschäftsausschuss, dem auch die Präsidenten der beiden Hochschulen angehören,
wird künftig zu ausgewählten Traktanden Varianten ausarbeiten und die Besetzung von
Spitzenpositionen begleiten. Die Beteiligten erhoffen sich dadurch, die während den
vergangenen Jahren schwelenden Konflikte beilegen zu können. Der Schlussbericht des
ETH-Rates über die Leistungsperiode 2004-2007 wurde vom Ständerat in der
Wintersession einstimmig gutgeheissen. 11

BERICHT
DATUM: 11.12.2008
ANDREA MOSIMANN

Als Zweitrat hiess in der Frühjahrssession auch der Nationalrat den Schlussbericht des
ETH-Rats über die Leistungsperiode 2004-2007 gut. Im Mai unterbreitete der
Bundesrat dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 288,28 Mio Fr. für das
Bauprogramm des ETH-Bereichs. Die grössten Projekte sind der Neubau eines
Forschungs-, Lehr-, Lern- und Dienstleistungsgebäudes der ETH Zürich am Oberen
Leonhard sowie an der ETH Lausanne der Umbau und die Erweiterung des Gebäudes
der Ingenieurwissenschaften und die Sanierung der Bibliothek. Ebenfalls im Kredit
enthalten sind die Kosten für die Umsetzung des vom ETH-Rat ausgearbeiteten
strategischen Plans für Hochleistungsrechnen und Vernetzung. Dabei soll einerseits die
Leistung der bestehenden Rechner in Lugano Manno (TI) gesteigert und anderseits ein
neuer Hochleistungsrechner beschafft werden, für den ab 2012 in Lugano Cornaredo
(TI) ein neues Gebäude erstellt wird. 12

BERICHT
DATUM: 03.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Finanzkontrolle des Bundes veröffentlichte im Juni einen Bericht zur
Nebentätigkeit von Universitätsprofessoren. Dabei bemängelte sie, dass Instrumente
für eine griffige Kontrolle dieser Aktivitäten meistens fehlten, weil die Durchsetzung der
Regeln zu einem wesentlichen Teil auf Selbstverantwortung und sozialer Kontrolle
aufbauten. Sie empfahl eine Einschränkung der Freiheit der einzelnen Professoren
zugunsten der Institutionen und hält es für möglich, den grössten Teil der Einkünfte als
Drittmittel der Universität zu behandeln. Die Einnahmen kämen diesfalls ganz den
Universitäten zu. 13

BERICHT
DATUM: 16.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Annoncé fin 2012, le projet de doubler les taxes d’étude des écoles polytechniques
fédérales (EPF) a été suspendu par le Conseil des EPF en 2013. Le Conseil a fait savoir
qu’il allait suivre de près les travaux parlementaires sur la question. 14

BERICHT
DATUM: 07.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Im März 2015 wollte der Bundesrat zwei gleichlautende Motionen der WBK-NR und
WBK-SR abschreiben, die nach dem Ja zur Masseneinwanderungsinitiative am 9.
Februar 2014 mehr Klarheit für Studierende, Forschende, Hochschulen und
Unternehmen in den EU-Förderprogrammen Erasmus Plus und Horizon 2020 gefordert
hatten. Der Bundesrat begründete die beantragte Abschreibung einerseits damit, dass
er im Dezember 2014 ein Abkommen mit der EU unterzeichnet hatte, wodurch die
Schweiz an Horizon 2020 teilassoziiert worden war. Schweizer Forschende konnten
dadurch bis Ende 2016 an einigen ausgewählten Programmen von Horizon 2020
teilnehmen. In den anderen Programmen galt die Schweiz als Drittstaat, was für
Schweizer Forschende in diesen Programmen bedeutete, dass sie für ihren Projektteil
keine Fördergelder der EU erhielten; stattdessen wurden die Kosten für deren
Projektteil seither vom Bund übernommen. Das Abkommen sah eine Vollassoziierung ab
2017 vor, Bedingung dafür war allerdings, dass die Schweiz bis zum 9. Februar 2017 eine
Lösung finden würde im Bereich der Personenfreizügigkeit und ihrer Ausdehnung auf
Kroatien, andernfalls würde die Schweiz danach an sämtlichen Programmen von
Horizon 2020 nur noch als Drittstaat teilnehmen können. 
Andererseits hatte der Bundesrat bezüglich des EU-Bildungsförderungsprogramms
Erasmus Plus, an dem die Schweiz seit der Abstimmung vom 9. Februar 2014 ebenfalls
nur als Drittstaat teilnehmen konnte, eine Übergangslösung bis Ende 2016 gefunden.
Diese erlaubte es Schweizer Studierenden, zu den gewohnten Kosten einen Austausch
an europäischen Universitäten zu machen, allerdings war die Vielfalt der
Beteiligungsmöglichkeiten nicht dieselbe wie bei einer Vollassoziierung an Erasmus
Plus. Die Übergangslösung stellte ebenfalls sicher, dass ausländische Studierende zu
denselben Bedingungen einen Bildungsaustausch in der Schweiz machen konnten, wie

BERICHT
DATUM: 15.06.2015
SAMUEL BERNET
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wenn die Schweiz Teilnehmerin von Erasmus Plus wäre. Diese Kosten wurden jedoch
nicht wie bei einer Teilnahme an Erasmus Plus von den entsendenden Staaten
übernommen, sondern mussten fortan von der Schweiz getragen werden. Für die
Gesamtkosten wollte der Bundesrat die ursprünglich für die EU-Kommission
vorgesehenen Beiträge für die Assoziierung an Erasmus Plus (2014: CHF 22.7 Mio.; 2015:
CHF 23.9 Mio.; 2016: CHF 25.1 Mio.) einsetzen. 
Die WBK-SR war von den Erklärungen des Bundesrats nicht überzeugt und beantragte
dem Ständerat Anfang Juni 2015, die beiden Motionen nicht abzuschreiben. Die
Kommission anerkannte zwar die Übergangslösungen des Bundesrats, beurteilte die
Situation für Forschende und Studierende jedoch weiterhin als unbefriedigend, gerade
auch, weil ab 2017 noch keine Regelungen bestanden. Der Ständerat folgte seiner
Kommission und schrieb die Motionen nicht ab. Der Nationalrat folgte Mitte Juni
diesem Beispiel und verzichtete ebenfalls auf eine Abschreibung. 15

Das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft (SZIG) und seine Tätigkeiten
wurden 2023 einer Evaluation unterzogen. Der entsprechende Bericht des Bundesrates
in Erfüllung des Postulats von Piero Marchesi (svp, TI) stellte dem SZIG ein gutes Zeugnis
aus und entkräftete die Vorwürfe, die der SVP-Politiker in seinem Vorstoss erhoben
hatte. Die von ecoplan für den Bundesrat erstellte Evaluation kam im Detail zum
Schluss, dass das SZIG keine Prinzipien der Bundesverfassung oder der
wissenschaftlichen Integrität verletzt habe. Es gebe auch keine Hinweise darauf, dass
das Zentrum zur Islamisierung oder zur Radikalisierung beitrage. Es wurde im Gegenteil
festgestellt, dass das SZIG durch seine Tätigkeiten und die Zusammenarbeit mit
muslimischen Organisationen zur Verhinderung von Radikalisierung beitrage. Positiv
bewertet wurde auch, dass die Doktoratsprogramme und die Masterstudiengänge nicht
an die religiöse Zugehörigkeit der entsprechenden Forschenden respektive
Studierenden gebunden seien. Entsprechend gebe es keinen Grund, die bereits
gesprochenen Bundesbeiträge für das SZIG zurückzufordern oder künftige Mittel zu
streichen. Abschliessend empfahlen die Autorinnen und Autoren die Weiterentwicklung
des Zentrums; insbesondere in Bezug auf die Profilschärfung, die Intensivierung der
Vernetzung sowie die Kommunikation der Forschungsergebnisse. Der Bundesrat
beauftragte das SBFI, diese Empfehlungen dem SZIG und der Universität Fribourg
weiterzuleiten. 16

BERICHT
DATUM: 23.08.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Im Zuge der Erfüllung der Motion Graf (gp, BL) bezüglich der unabhängigen
Toxikologieforschung in der Schweiz, welches 2003 vom Ständerat in ein Postulat
umgewandelt worden war, präsentierte der Bundesrat einen Bericht. In diesem hielt er
fest, dass es in den verschiedenen Bereichen der Toxikologie Forschungsgruppen mit
insgesamt fünf Professuren gibt. Diese decken die verschiedenen Gebiete der
Toxikologie aber nur teilweise ab. Forschung und Lehre sowie die Nachwuchsförderung
sind limitiert. Als Folge der Fokussierung der Hochschulen auf die Grundlagenforschung
verbleiben für die angewandte Forschung und Dienstleistungen nur ungenügend
Kapazitäten. Der Bundesrat war daher der Ansicht, dass die unabhängige
Toxikologieforschung in der Schweiz gestärkt und langfristig sichergestellt werden
muss. An den Schweizer Hochschulen soll ein Zentrum für angewandte Ökotoxikologie
entstehen. Ausserdem müssen die bestehenden Toxikologienetzwerke gestärkt werden.
Das Zentrum soll an der Wasserforschungsstelle des ETH-Bereichs (Eawag) und der ETH
Lausanne entstehen, weil dort bereits ökotoxikologisches Know-How vorhanden ist. Die
jährlichen Mittel von 2 Mio Fr. sind im Bundesbeitrag für die Jahre 2008-2011 zu
Gunsten des ETH-Bereichs enthalten. 17

BERICHT
DATUM: 02.05.2007
LINDA ROHRER
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